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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Erhebung einer Ausfuhrabgabe 
für gewisse Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse mit Zusatz von Zucker 
im Falle von Schwierigkeiten bei der Zuckerversorgung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 865/68 des 
Rates vom 28. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ^), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2429/72 ^), insbesondere auf Arti- 
kel 9, Absatz 1 , 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 16 Absatz 1 zweiter Unterabsatz 
der Verordnung Nr. 1009/67/EWG des Rates vom 
18. Dezember 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Zucker®), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 1602/74 4), kann bei Ver- 
sorgungsschwierigkeiten der Gemeinschaft mit Zuk- 
ker eine besondere Abschöpfung bei der Ausfuhr 
erhoben werden. 

Die bei der Durchführung dieser Maßnahme ge- 
wonnene Erfahrung hat gezeigt, daß die Wirksam- 
keit der Maßnahme in Frage gestellt sein kann, 
wenn der Zucker in Form bestimmter Verarbeitungs- 
erzeugnisse aus Obst und Gemüse mit Zusatz von 
Zucker ausgeführt wird. Diese Gefahr besteht insbe- 
sondere für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und 
Gemüse mit einem relativ hohen Zuckergehalt. Es 
empfiehlt sich deshalb, die Möglichkeit vorzusehen, 
auf die betreffenden Erzeugnisse eine auf der Grund- 
lage der besonderen Ausfuhrabschöpfung für Zucker 
zu bemessende Ausfuhrabgabe anzuwenden, wenn 


die besondere Ausfuhrabschöpfung eine bestimmte 
Höhe überschreitet und ein übermäßig hohes Aus- 
fuhrvolumen festgestellt wird. 

Diese ergänzende Maßnahme ist in Abweichung von 
der Vorschrift des Artikels 9 Absatz 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 865/68 zu erlassen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 


Artikel 1 

1. Wird eine Abschöpfung bei der Ausfuhr von 
Weißzucker erhoben, die 5 Rechnungseinheiten 
je 100 kg überschreitet, so kann die Erhebung 
einer Abgabe bei der Ausfuhr der in Artikel 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 865/68 genannten 
Erzeugnisse, die mindestens 20 v. H. zugesetzten 
Zucker enthalten, nach dem in Artikel 4 vorge- 
sehenen Verfahren beschlossen werden. 

2. Die Höhe der Ausfuhrabgabe wird festgesetzt 
nach Maßgabe 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 153 
vom 1. Juli 1968, S. 8 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 264 
vom 23. November 1972, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967, S. 1 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 172 
vom 27. Juni 1974, S. 7 
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— der Art des Verarbeitungserzeugnisses aus 
Obst und Gemüse, dem Zucker zugesetzt 
wurde, 

— des Gehalts an zugesetztem Zucker des betref- 
fenden Erzeugnisses, 

— des in der Gemeinschaft und auf dem Welt- 
markt angewandten Preises für Weißzucker, 

— der auf Weißzucker anwendbaren besonderen 
Abschöpfung, 

— der wirtschaftlichen Auswirkungen dieser Ab- 
gabe. 

3. Unbeschadet von Artikel 2 Absatz 6 bis 8 der 
Verordnung (EWG) Nr. 865/68 wird als Gehalt 
an zugesetztem Zucker der für das betreffende 
Erzeugnis in Spalte 1 von Anhang I derselben 
Verordnung angegebene Wert angesehen. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel werden nach dem in Artikel 15 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 865/68 vorgesehenen Verfahren 
erlassen. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 10. Oktober 1974 - 1/4 - 680 70-E-Zu 33/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 6. September 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht beigefügt. 
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